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Der aktuell schnellste Standard
4G  erreicht theoretische Werte
von bis zu  1 Gigabit pro Sekun-
de. Höhere Geschwindigkeiten
und grössere Bandbreiten
beim Mobilfunk sind dringend
nötig: Aus der rasant stegenden
Zahl an verbundenen Smart-
phones, Sensoren und immer
neuen digitalen Anwendungen
resultiert ein enormer Daten-
strom, der über das Mobilfunk-
netz läuft. Mit 5G will die Tele-
kombranche eine weltweite
Lösung für dieses Wachstum
bereit stellen. 

Die Swisscom interessiert
sich nicht nur für die Anwen-
dungsmöglichkeiten von 5G
für die Privatkunden, sondern
auch für die Industrie. Die
angekündigten Tests sollen
aufzeigen, inwiefern 5G für
Innovation sorgen kann.  

«Erste Halbzeit verloren»
Schaeppi betonte gestern in

Bern, wie wichtig es sei, beim
technologischen Fortschritt
mitzuhalten. 

«Bei der Digitalisierung  hat
Europa in der ersten Halbzeit
gegen die USA verloren», sagte
er in Anspielung auf die Fuss-
ball-EM. Technologien wie 5G
ermöglichten es der Schweiz,
wenigstens «die zweite Halb-
zeit zu gewinnen».

niemanden, dass sich das drei-
köpfige Nationalbank-Direkto-
rium vor der Abstimmung auf
verbales Säbelrasseln
beschränkte. Thomas Jordan,
Fritz Zurbrügg und Andréa
Maechler beliessen den Zins
auf Bankguthaben bei der SNB
bei -0,75 Prozent.

Allerdings signalisierten sie
auch nicht gerade unbe-
schränkte Kampfbereitschaft:
«Vor Devisenkäufen ist immer
eine Kosten-Nutzen-Analyse
nötig», sagte Jordan. Es gebe
aber keine fixe Limite für Inter-
ventionen. Dies, obwohl der
Devisenberg der SNB im Mai
bereits bis auf 602 Milliarden
Franken geklettert ist.

 Jordan wies sogleich überzo-
gene Erwartungen zurück: Die

Notenbanken versuchten, mit
der Geldpolitik das Beste zu
machen. «Gleichzeitig liegt es
an der Politik, Strukturrefor-
men an die Hand zu nehmen,
und hier hapert es sehr stark»,
kritisierte der SNB-Präsident.
Damit meint er wohl etwa die
Arbeitsmarktreform in Frank-
reich, die wegen Streiks und
gewalttätigen Protesten blo-
ckiert ist, oder die leeren
Staatskassen in Griechenland.

In der Schweiz dagegen ist
die Lage eineinhalb Jahre nach
der Aufgabe des Euro-Mindest-
kurses robust. Die SNB erwar-
tet 2016 ein Wirtschaftswachs-
tum zwischen 1 und 1,5 Pro-
zent. Was aber bei einem Brexit
wäre, das wollte auch Jordan
nicht prognostizieren. 

SNB­Präsident Thomas Jordan, flankiert von Fritz Zurbrügg und Andréa Maechler, während der Pressekonferenz. Bild Keystone

Grossbanken: Finanzstabilität

D ie beiden Schweizer
Grossbanken haben
ihre Kapitalsituation

zwar weiter verbessert. Den-
noch liegen die Eigenkapital-
quoten von Credit Suisse und
UBS weiterhin unter dem
Durchschnitt global tätiger
Grossbanken, kritisiert die
Schweizerische National-
bank (SNB) im gestern publi-
zierten Finanzstabilitätsbe-
richt. Der Sturz der Aktien-
kurse der beiden Grossban-
ken in letzter Zeit zeige, dass
auch die Märkte davon aus-
gingen, dass weitere Fort-
schritte nötig seien. Die
Widerstandskraft der inland-

orientierten Banken ist
dagegen laut SNB angemessen.
Allerdings haben die Risiken
im Hypothekar- und Wohnlie-
genschaftsmarkt nochmals
zugenommen. Die Möglichkeit
eines grösseren Zinsschocks
dürfe nicht vernachlässigt wer-
den, denn schon nur eine
Rückkehr auf ein früher übli-
ches Niveau wäre eine deutli-
che Korrektur.

Die Zinsen sind laut Natio-
nalbank nicht so tief gesunken,
als dass Private vermehrt Bar-
geld horten würden. Eine
Abschaffung der 1000-Fran-
ken-Note steht für die Natio-
nalbank nicht zur Debatte. jw

BERN Swisscom-Chef Urs Scha-
eppi liess gestern in Bern am
Treffen  des Schweizerischen
Verbands der Telekommunika-
tion eine kleine Bombe plat-
zen: Der Konzern werde in
«den kommenden Wochen»
Anwendungsmöglichkeiten für
die fünfte Mobilfunkgenera-
tion 5G testen. Als Partner sind
der schwedische Ausrüster
Ericsson und die ETH Lau-
sanne mit an Bord.  Die Zusam-
menarbeit geschieht im Rah-
men des Projekts «5G für die
Schweiz», das wiederum Teil
des Programms «5G für Euro-
pa» von Ericsson ist. 

«Schneller und mehr»
Ziel ist es, die Wettbewerbs-

fähigkeit der Schweiz beim
Mobilfunk zu stärken. Die fünf-
te Generation des Mobilfunks
erlaubt theoretische Übertra-
gungsgeschwindigkeiten von
bis zu 10 Gigabit pro Sekunde.

Swisscom testet schnellen 
Mobilfunkstandard 5G

JON METTLER

Swisscom, Ericsson und 
die ETH Lausanne loten 
in diesem Jahr die Anwen­
dungsmöglichkeiten für 
5G aus. Die Markteinfüh­
rung in der Schweiz ist ab 
2020 vorgesehen.

BERN  Der Nationalrat hat ges-
tern eine Motion mit 112 zu 60
Stimmen bei 9 Enthaltungen
an die Regierung überwiesen.
Das Parlament fordert den
Bundesrat damit auf, die in-
direkte Presseförderung bei
künftigen Sparprogrammen zu
verschonen. Sollte er diese
Unterstützung aufgeben wol-
len, «soll er eine glaubwürdige
Alternative dazu ausarbeiten»,
heisst es in der Motion. Er soll
sicherstellen, dass die Lokal-
und Regionalzeitungen auf die
Subventionen im Umfang von
30 Millionen Franken zählen
können, die der Bund für die
Frühzustellung bezahlt.

Sorge um Pressevielfalt
Die Motionärin Christine

Bulliard (CVP, FR) sorgt sich
angesichts der Krise in der
Branche um die Pressevielfalt.
Diese sei in einem föderalis-
tischen und mehrsprachigen
Land wie der Schweiz eine ent-
scheidende Bedingung für den
Prozess der freien Meinungs-
bildung.

Mit der indirekten Presseför-
derung unterstützt der Bund
mit Subventionen von 30 Mil-
lionen Franken den Transport
von Lokal- und Regionalzei-
tungen. Mit weiteren 20 Millio-
nen Franken wird die ermäs-
sigte Zustellung von Mitglied-
schafts- und Stiftungspresse
unterstützt.

Der Vorstoss stammt noch
aus der Zeit, als Bundesrat und
Parlament über das Konsoli-
dierungs- und Aufgabenüber-
prüfungspaket (KAP) debat-
tierten. Er zielte in seiner
ursprünglichen Form auf den
Schutz der indirekten Presse-
förderung beim KAP 2014.
Doch die indirekte Presseför-
derung überstand die Sparde-
batten gegen den Willen des
Bundesrates und wurde auch
im aktuellen Stabilisierungs-
programm verschont.

SVP verweigert sich
Der Ständerat hat die Motion

zukunftsgerichtet abgeändert,
damit die indirekte Presse-
förderung auch langfristig ge-
sichert wird. Das Parlament
bekräftigt mit der Überweisung
der Motion das System. Gleich-
zeitig fordert es den Bundesrat
auf, ein noch besseres und
allenfalls gerechteres System
auszuarbeiten.

Einzig die SVP verweigerte
dem Anliegen die Unterstüt-
zung. Sie zeigte zwar Verständ-
nis für die Situation der lokalen
und regionalen Presse. Dass
aber die indirekte Presseför-
derung von künftigen Sparpro-
grammen ausgenommen wer-
den soll, lehnte sie aus ord-
nungspolitischen Gründen ab.

Leuthard: «Motion erfüllt»
Bundesrätin Doris Leuthard

erachtete die Motion als erfüllt,
da die indirekte Presseförde-
rung in den Sparprogrammen
verschont wurde. Die Frühzu-
stellung sei ein wichtiges Ins-
trument der indirekten Presse-
förderung, da der Regional-
presse eine wichtige staatspoli-
tische Bedeutung zukomme.
Für Alternativen bräuchte es
aber eine Verfassungsände-
rung, und das wolle selbst die
Branche nicht. sda

Parlament hält 
fest an indirekter 
Presseförderung
Das Parlament hat den 
Bundesrat beauftragt, 
auch in finanziell schwie­
rigen Zeiten an der indi­
rekten Presseförderung 
festzuhalten.

habe Ammann 2013 das Regle-
ment mit dem damaligen
Generaldirektor verabschiedet.
Im letzten Jahr habe Ammann
dadurch über 60 000 Franken
Spesen bezogen, sein Vorgän-
ger habe dagegen nur 25 000
Franken erhalten. Den Aus-
schlag für die Anzeige gab laut
den Klägern, dass Ammann
nicht als Präsident zurücktre-
ten will.

«Reglement geprüft»
Ammann weist die Vorwürfe

zurück: Das Reglement sei
genehmigt und sowohl intern
als auch extern geprüft wor-
den. Auch die angegebenen
Zahlen seien falsch. Einerseits
seien verschiedene Geschäfts-
jahre verrechnet worden.
Andererseits seien mehr Spe-
sen bei ihm angefallen, weil er
Dienstreisen, die früher der
Generaldirektor unternom-
men habe, angetreten habe. 

Der 52-jährige Ammann ist
Anwalt und Steuerexperte und
hauptberuflich in einer Kanzlei
in Jegenstorf tätig.  Er präsidiert
den ACS seit Juni 2013. Zwi-
schen 2010 und 2014 war er
Präsident der Berner ACS-Sek-
tion. Im Machtkampf an der
ACS-Spitze war es bereits vor
drei Tagen zum Eklat gekom-

men: Der ACS suspendierte
Direktor Stefan Holenstein. 

Unklar ist nach wie vor, ob
Ammann für eine weitere
Amtszeit kandidiert. Im
Gespräch als Präsident ist der
Berner Nationalrat Christian
Wasserfallen (FDP). sda/sny

BERN Nach dem Eklat an der
Verbandsspitze des Automobil
Club der Schweiz (ACS) hat der
Vorstand die Delegiertenver-
sammlung vom 23. Juni ver-
schoben. Eine Kommission soll
zuerst sämtliche im Raum ste-
henden Vorwürfe untersu-
chen. «Erst wenn die Resultate
vorliegen, wird die Delegier-
tenversammlung durchge-
führt», sagt Zentralpräsident
Mathias Ammann.

Am Morgen war bekannt
geworden, dass der Präsident
der ACS-Sektion Graubünden
und die ACS-Sektion Zürich
Ammann wegen Urkundenfäl-
schung und ungetreuer
Geschäftsbesorgung angezeigt
haben. Die Zeitungen «Tages-
Anzeiger» und «Bund» hatten
darüber berichtet. 

Der Vorwurf lautet, dass
Ammann das Spesenregle-
ment nicht rechtskonform
erlassen habe. Statt dieses vom
Vorstand absegnen zu lassen,

Der ACS­Präsident Mathi­
as Ammann hat eine 
Klage wegen zu hoher 
Spesen am Hals. Die De­
legiertenversammlung 
von nächster Woche 
wurde verschoben.

Der Machtkampf beim 
Automobil Club Schweiz eskaliert

Matthias Ammann. Bild zvg

Der Euro ist in den letzten
Tagen von über 1,10 Franken
auf unter 1,08 Franken und
damit auf den tiefsten Stand
seit Ende 2015 gesunken. Auch
das britische Pfund und der
US-Dollar haben sich spürbar
abgeschwächt. Es ist also wie-
der akut geworden, das Pro-
blem der Frankenstärke. Die-
ses Mal wegen der Unsicher-
heit über einen möglichen
Austritt Grossbritanniens aus
der EU, die Anleger in den
sicheren Hafen der Schweizer
Hartwährung treibt.

Brexit wäre überraschend
Um den Schlaf gebracht sei

er deswegen nicht. Aber natür-
lich verfolge die Schweizeri-
sche Nationalbank (SNB) die
Situation sehr aufmerksam,
sagte SNB-Präsident Thomas
Jordan gestern in Bern. Er geht
zwar nicht davon aus, dass es
zu einem Brexit kommt. Weil
aber letzte Umfragen die Geg-
ner eines Brexits nur noch
knapp vorne sehen, «ist es
selbstverständlich, dass wir
uns auch für einen Austritt vor-
bereiten», sagte Jordan.

Dazu gehört ein intensiver
Informationsaustausch mit der
britischen Notenbank und mit
der europäischen Zentralbank.
Denn bei einem Brexit könne
es zu Turbulenzen kommen,
warnte der SNB-Präsident. Bei
Bedarf werde die Nationalbank
Massnahmen treffen, um die
Märkte zu stabilisieren.

Nur verbale Intervention
Details zu den Plänen nann-

te Jordan zwar nicht. Er betonte
aber, dass die Nationalbank
Spielraum habe bei ihren bei-
den geldpolitischen Pfeilern,
also beim Negativzins und den
Interventionen am Devisen-
markt. Da erstaunte es gestern

JULIAN WITSCHI

Die Sorgen der Nationalbank
Die Schweizerische Nationalbank ist wieder in Alarmstimmung. Die Brexit­Abstimmung in Grossbritannien
sorgt für eine neue Flucht in den Franken. Die Nationalbank droht mit Interventionen am Devisenmarkt.


